ANHANG  P1
SELBSTDEKLARATION
Mit der Unterzeichnung dieses Dokuments erklärt der Bewerber bzw. Anbieter ehrenwörtlich, dass er alle nachstehenden Teilnahmebedingungen erfüllt und dies auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung tun wird. Mit seiner Unterschrift gewährleistet der Bewerber bzw. Anbieter zudem, dass auch seine Subunternehmen diese Bedingungen einhalten.
Kann der Bewerber bzw. Anbieter eine Teilnahmebedingung momentan oder künftig nicht einhalten, so hat er dies innerhalb der Bewerbungs- bzw. Angebotsfrist schriftlich zu begründen.
Die Nichterfüllung einer Teilnahmebedingung kann den sofortigen Verfahrensausschluss des Bewerbers oder Anbieters, den Widerruf des Zuschlags oder – während der Auftragsausführung – die umgehende Vertragskündigung zur Folge haben. Andere Sanktionen (Busse, Ausschluss von künftigen öffentlichen Aufträgen usw.) bleiben vorbehalten.
Im Falle einer Vereinigung mehrerer Unternehmen (Konsortium) oder Büros (Planergemeinschaft) oder einer interdisziplinären Arbeitsgemeinschaft müssen alle beteiligten Mitglieder ein Exemplar dieses Anhangs unterzeichnen.
Die Vergabestelle behält sich das Recht vor, jederzeit kurzfristig bestimmte oder alle Bestätigungen und Belege zu verlangen, insbesondere von dem als Auftragnehmer in Frage kommenden Anbieter bzw. Bewerber und dessen eventuellen Subunternehmen.
	Teilnahmebedingungen
	Verpflichtung
	Unterlagen, die angefordert werden können

	
	
	

	Einhaltung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsschutzbestimmungen
	Der Anbieter erklärt, dass er die Arbeitsschutzbestimmungen und die Arbeitsbedingungen für die in der Schweiz erbrachten Leistungen einhält, insbesondere auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung. Die Arbeitsbedingungen entsprechen den in den Gesamtarbeitsverträgen und den Normalarbeitsverträgen festgelegten Bedingungen; bei deren Fehlen gelten die branchenüblichen Vorschriften. 

Für im Ausland zu erbringende Leistungen erklärt der Anbieter, mindestens die Kernübereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) einzuhalten, insbesondere auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung. 
*Verbot der Zwangs- oder Pflichtarbeit (SR 0822.7139), Vereinigungsfreiheit und Schutz des Vereinigungsrechtes (SR 0.822.719.7), Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhandlungen (SR 0.822.719.9), Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit (SR 0.822.720.0), Abschaffung der Zwangsarbeit (SR 0.822.720.5), Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf (SR 0.822.721.1), Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung (SR 0.822.723.8), Verbot der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (SR 0822.728.2).
	Nachweis eines unterzeichneten Gesamtarbeitsvertrags (GAV) oder Normalarbeitsvertrags (NAV), der am Herkunftsort (am Ort der Leistungserbringung für den Kanton Genf) gültig ist und einen Bezug zum ausgeschriebenen Auftrag aufweist oder – besonders im Falle ausländischer Bewerber und Anbieter – eine gegenüber der zuständigen Stelle am Ort der Leistungserbringung eingegangene Verpflichtung zur Einhaltung der Auflagen am Ort der Leistungserbringung; dies gilt auch für die Subunternehmen, die Lieferanten und die Transporteure.

	Gleichbehandlung von Frau und Mann 
	Der Anbieter erklärt, dass er die gesetzlichen Bestimmungen bezüglich der Gleichbehandlung von Frau und Mann, namentlich hinsichtlich der Entlöhnung, einhält und dies insbesondere auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung.
	Einreichung von Anhang P6, falls von der Vergabestelle angefordert.

	Steuern und Sozialabgaben
	Der Anbieter erklärt, dass er die folgenden fälligen Steuern bezahlt hat und dies auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung tun wird: Kantons- und Gemeindesteuern, direkte Bundessteuer, MWST, Quellensteuer für das ausländische Personal.

Der Anbieter erklärt, dass er die fälligen Sozialabgaben (AHV, IV, EO, AV, FZ, BVG und UVG), einschliesslich die vom Lohn abgezogenen Arbeitnehmeranteile bezahlt hat und dies auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung tun wird.

	Nachweis der Bezahlung der Sozialversicherungsbeiträge (AHV, IV, EO, AV, FZ, BVG oder deren Entsprechung), Nachweis Unfallversicherungsbeiträge, Steuerausweis des Unternehmens und Quellensteuerbescheinigung für das ausländische Personal, Nachweis der Mehrwertsteuerpflicht; dies auf einfache Aufforderung hin auch für die Subunternehmen, die Lieferanten und die Transporteure. Die verantwortlichen Organe des Unternehmens oder des Büros müssen belegen können, dass sie nicht wegen schwerer beruflicher Verfehlungen strafrechtlich verurteilt wurden. Selbständigerwerbende legen lediglich die AHV-Bestätigung, den Steuerausweis sowie die Zahlungsbelege für die Unfallversicherung und den Nachweis der Mehrwertsteuerpflicht bei, die zudem ihren Status als Selbständigerwerbende belegen. Eventuell eine Sammelbescheinigung.

	Konkurs, Nachlassvertrag und Pfändung
	Der Anbieter erklärt, dass er nicht Gegenstand eines Konkursverfahrens oder eines Nachlassverfahrens ist und in den letzten zwölf Monaten auch nicht Gegenstand einer Pfändung war. 
	Auszug vom Betreibungs- oder Konkursamt

	Schwarzarbeit
	Der Anbieter erklärt, dass er nicht kraft Art. 13 BGSA von Aufträgen des öffentlichen Beschaffungswesens ausgeschlossen worden ist, und verpflichtet sich, die im Bundesgesetz vom 17. Juni 2005 über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (BGSA, SR 822.41) vorgesehenen Melde- und Bewilligungspflichten einzuhalten.
	

	Entsandte
	Der Anbieter erklärt, dass kein Entscheid gemäss Art. 9 EntsG gegen ihn vorliegt, wonach ihm die Erbringung von Dienstleistung in der Schweiz untersagt wäre, und verpflichtet sich, die minimalen Arbeits- und Lohnbedingungen gemäss Art. 2 des Bundesgesetzes über die flankierenden Massnahmen bei entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und über die Kontrolle der in Normalarbeitsverträgen vorgesehenen Mindestlöhne (EntsG, SR 823.20) einzuhalten. 
	

	Kartellabsprachen
	Der Anbieter erklärt, weder unzulässige, den Wettbewerb beeinträchtigende Abreden getroffen zu haben noch sich im Sinne des Bundesgesetzes über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen (Kartellgesetz, KG; SR 251) unzulässig verhalten zu haben, und verpflichtet sich, die Wettbewerbsvorschriften auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung einzuhalten. 
	

	Ausschluss von öffentlichen Aufträgen
	Der Anbieter erklärt, dass kein Entscheid eines schweizerischen Auftraggebers oder einer zuständigen Schweizer Behörde (kantonale Aufsichtsbehörde, Kantonsregierung) gegen ihn vorliegt, der ihn von künftigen öffentlichen Aufträgen ausschliessen würde. Falls ein Ausschlussentscheid gegen ihn vorliegt, verpflichtet er sich, bei Einreichung seines Angebots alle Informationen zu liefern, die seine Berücksichtigung im Verfahren rechtfertigen.
	

	Meldung allfälliger Subunternehmen, Hauptlieferanten und Transporteure
	Der Anbieter verpflichtet sich, alle zur Ausführung des Auftrags benötigten Subunternehmen, einschliesslich der Hauptlieferanten und Transporteure zu melden.
	Einreichung von Anhang R15, falls vom Auftraggeber angefordert.
Einreichung der Anhänge R15, R16 und R17, falls vom Auftraggeber angefordert.

	Einhaltung der Gesetzesbestimmungen betreffend den Umweltschutz und die Erhaltung der natürlichen Ressourcen 
	Im Hinblick auf die in der Schweiz erbrachten Leistungen erklärt der Anbieter, dass er die schweizerischen Umweltvorschriften, namentlich die Vorschriften in Sachen Lärm- und Gewässerschutz, Luftreinhaltung und Abfallbewirtschaftung einhält und dies auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung tun wird.

Er erklärt, dass er die vom Bundesrat bezeichneten internationalen Übereinkommen zum Schutz der Umwelt* für die im Ausland erbrachten Leistungen einhält und dies auch während des Vergabeverfahrens und gegebenenfalls der Auftragsausführung tun wird. 

* Wiener Übereinkommen vom 22. März 1985 zum Schutz der Ozonschicht (SR 0.814.02) und das aufgrund dieses Übereinkommens abgeschlossene Montrealer Protokoll vom 16. September 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen (SR 0.814.021); Basler Übereinkommen vom 22. März 1989 über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung (SR 0.814.05); Stockholmer Übereinkommen vom 22. Mai 2001 über persistente organische Schadstoffe (SR 0.814.03); Rotterdamer Übereinkommen vom 10. September 1998 über das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für bestimmte gefährliche Chemikalien sowie Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel im internationalen Handel (SR 0.916.21); Übereinkommen vom 5. Juni 1992 über die Biologische Vielfalt (SR 0.451.43); Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen vom 9. Mai 1992 über Klimaänderungen (SR 0.814.01); Übereinkommen vom 3. März 1973 über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten frei lebender Tiere und Pflanzen (SR 0.453); Übereinkommen vom 13. November 1979 über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung und die im Rahmen dieses Übereinkommens von der Schweiz ratifizierten acht Protokolle (SR 0.814.32) 
	


NB:	Gemäss Genfer Recht ausgeführte Beschaffungen: Es muss zwingend das Formular P2 verwendet werden.
	Gemäss Walliser Recht ausgeführte Beschaffungen: Es muss zwingend das Formular P3 verwendet werden.

Vom Anbieter auszufüllen:
Firma des Büros oder des Unternehmens:
[bookmark: Texte2]     

[bookmark: Texte8]Datum:      	Unterschrift(en)*:	________________________

*	Gültig sind nur Unterschriften von Personen, die für das Unternehmen oder Büro zeichnungsberechtigt sind. 
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